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V. Betriebliche und industrielle Konfl ikte 

1. D i e Q u e l l e n d e s K o n f l i k t e s i m 
I n d u s t r i e b e t r i e b 

Vor der Entstehung einer eigentlichen Industrie- und 
Betriebssoziologic stand im Vordergrund des soziologischen 
Interesses am Industriebetrieb das von K. Marx bekannte 
Modell der aus den betrieblichen Eigentums- und Kontroll-
verhältnissen erwachsenden Interessengegensätze und Span-
nungen: Das Kapi ta l oder die Kapitalisten, als Besitzer der 
Produktionsmittel vorwiegend an der Erzeugung eines 
Mehrwertes interessiert, stehen — nach diesem Modell — 
im konstitutionellen Kampf mit dem wachsender Ver-
elendung ausgesetzten Proletariat, den Arbeitern. Eine 
Reihe von Entwicklungen haben diesen im Zeitalter der 
Industrialisierung tatsächlich bedeutsamen Gegensatz in der 
entwickelten mechanisierten Industrie entschärft. Vor allem 
die Bildung von Aktiengesellschaften mit ihrer Trennung 
von Eigentum und Kontrolle, der Ersatz der „Kapi ta-
listen" durch die „Manager" ( / . Burnham), die Entstehung 
einer mittleren Angestelltenschicht und die materielle und 
auch machtmäßige Besserstellung der Arbeiter lassen heute 
die These von einer Aufspaltung der Industrie und des 
Industriebetriebes in „zwei große feindliche Lager, in zwei 
große, einander direkt gegenüberstehende Klassen" (K. 
Marx und F. Engels) als grobe Vereinfachung, ja als falsch 
erscheinen. Dennoch wäre es ungerechtfertigt, aus dem Ver-
schwimmen der Klassenfronten des früheren Industrialis-
mus zu schließen, daß der Industriebetrieb des entwickel-
ten Industrialismus keine Spannungen von der Form der 
Klassengegensätze mehr kenne. 

Sind auch der industrielle Konfl ikt und die Möglichkeiten seiner 
Schlichtung ein überbetriebliches Phänomen, so hat doch die Klas-
senstruktur im Einzelbetrieb ihren Ursprung und auch dort eine 
verhaltensprägende Bedeutung und bedarf daher zunächst der 
betriebssoziologischen Analyse . Dabe i wird es sich empfehlen, den 
Gedanken von „Klassengegensätzen" zu verallgemeinern und alle 
Formen von Konflikten einzubeziehen. Auch eine so verbreiterte 
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Analyse führ t indes auf die grundlegenden Interessenkonflikte 
zurück. 

Die im Industriebetrieb zur Geltung kommenden Grup-
peninteressen sind nicht notwendig antagonistisch. „Bei 
völliger Abwesenheit gemeinsamer Interessen", bemerkt 
W. E. Moore richtig1), „kann es keinen Konflikt geben: es 
gäbe nichts, worum zu kämpfen wäre." Moore fügt hinzu: 
„So ist es normalerweise gleich vorteilhaft für Unterneh-
mer und Arbeiter, daß ein industrielles Unternehmen be-
stehen bleibt." Uber diesen formalen, fast definitorischen 
Punkt indes geht die Gemeinsamkeit der Interessen aller 
am Industriebetrieb Beteiligten gewöhnlich nicht hinaus. 
Während die sogenannten Unternehmer, also die Träger 
der durch Planungs-, Anordnungs- und Aufsichtsfunktio-
nen definierten sozialen Rollen, kraft dieser Rollen und 
ungeachtct ihrer persönlichen Oberzeugungen vordringlich 
an der Wirtschaftlichkeit des Unternehmens interessiert 
sind, sind die Arbeiter wiederum auf Grund ihrer Rollen 
von solcher Verantwortung ausgeschlossen und daher an 
der Verbesserung ihrer sozialen Situation im weitesten 
Sinne interessiert. Die häufige Betonung der Paradoxie 
dieser Haltung, die in ihrem Widerspruch zur Abhängig-
keit der Arbeiter vom Gesamtschicksal des Betriebes ge-
sehen wird, ist zumindest faktisch wirkungslos, bis zu 
einem gewissen Grade aber auch irreführend, insofern 
nicht etwa die Unternehmer „altruistische", die Arbeiter 
aber „egoistische" Interessen verfolgen, sondern beide sich 
ihrer strukturellen Funktion gemäß verhalten. Auf dem 
Grunde des dadurch entstehenden Gegensatzes liegen nicht 
Vorurteile der einen oder anderen Seite, sondern echte 
Unterschiede der Machtverteilung. 

Die Dichotomie der Interessen im Betrieb wird charakte-
ristischerweise vor allem von Arbeitern auch heute noch 
als solche erlebt. Popitz und Mitarbeiter fanden, daß nahe-
zu alle von ihnen befragten Arbeiter ihren Betrieb und die 
weitere Gesellschaft als in ein „Oben" und ein „Unten" 
gespalten erleben, wobei das „Oben" in der Regel mit den 

! ) Industrial Relations and the Social Order (New York 1946); S. 399 f 
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ersten Trägern von Autoritätspositionen beginnt2). Neben 
anderen Vorstellungen scheint hinter dieser Dichotomie vor 
allem der Herrschaftscharakter industrieller Betriebe zu 
stehen. Herrschaft ist eine ambivalente Kra f t : einerseits 
wird durch die Ausübung von Herrschaft der Industrie-
betrieb zu einem funktionierenden Ganzen; andererseits 
bedeutet die Ausübung von Herrschaft immer die Auf-
spaltung von sozialen Organisationen in solche, die „etwas 
zu sagen haben" und solche, die gehorchen müssen. So wird 
dieselbe Kraft , die die Integration des Sozialsystems Be-
trieb vor allem bewirkt, zugleich als Zwang Ausgangs-
punkt jener Gegensätze, die in Industriebetrieben nie-
mals fehlen. 

Die Herrschaftsstruktur industrieller Betriebe ist die all-
gemeinste Quelle aller Konflikte; weil diese Herrschafts-
struktur sich nicht beseitigen läßt, wird es immer betrieb-
liche und industrielle Konflikte geben. Doch ist diese all-
gemeine These in dreierlei Hinsicht zu ergänzen. Einmal 
lassen sich keineswegs alle systematischen Gegensätze im 
industriellen Bereich, unmittelbar aus Herrschaftsbeziehun-
gen ableiten; innerhalb der Bürokratie, im Verhältnis von 
Arbeitern und Angestellten oder Arbeitern und Gewerk-
schaften und anderswo spielen Abhängigkeiten vielmehr 
nur eine mittelbare Rolle. Sodann ist der Herrschaftscharak-
ter von Industriebetrieben zwar letzte Ursache, nicht je-
doch manifester Gegenstand industrieller Konflikte; hier 
sind vielmehr der Lohn, die Arbeitsbedingungen u. a. von 
vordringlicher Bedeutung. Schließlich bedeutet die These, 
daß Konflikte im industriellen Bereich so allgemein sind 
wie Herrschafts Verhältnisse, keineswegs, daß diese Kon-
flikte immer gewaltsame Formen annehmen müssen; die 
Regelung von Konflikten ermöglicht Eingriffe in ihre Aus-
drucksformen. Die drei Einschränkungen sind die Gegen-
stände der folgenden drei Abschnitte dieses Kapitels. 

2) V g l . H. Popitz und Mitarbe i ter : Dos Gese l l schaf t sb i ld des Arbei ters 
(Tübinaen 1957). 
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2. F o r m e n i n d u s t r i e l l e r K o n f l i k t e 
Wenn von „industriellem Konfl ikt" die Rede ist, denkt 

man heute in der Regel an die Auseinandersetzungen zwi-
schen Gewerkschaften und Unternehmern bzw. Unterneh-
merverbänden. Gesamtgesellschaftlich sind dies gewiß die 
wichtigsten Auseinandersetzungen im industriellen Bereich; 
doch stehen im einzelnen Betrieb zwei andere Formen im 
Vordergrund, die ohnehin das Alltagsleben der Industrie 
sehr viel stärker bestimmen. 

D a sind zunächst jene Auseinandersetzungen, die man 
„informelle Konfl ikte" nennen kann, weil sie am wenig-
sten verfestigt sind und in der Regel von informellen 
Gruppen getragen werden. Die Ablehnung bestimmter 
Vorgesetzter oder bestimmter Maßnahmen mit ihren Fol-
gen sind typische Formen solcher informeller Konflikte. 
Wenn entgegen einer Anordnung eine alte Arbeitsweise 
beibehalten wird, Proteste gegen eine Versetzung laut 
werden, die Arbeitsleistung unter einem Vorgesetzten er-
heblich absinkt — dann bezeugt dies in der Regel das 
Wirken informeller Gruppen gegen die Interessen der Be-
triebsleitung, also informelle Konflikte. 

Wichtiger noch ist eine Form von Konflikten, die erst in 
jüngster Zeit allgemein als solche erkannt wird: „um-
geleitete Konfl ikte" . Hier handelt es sich darum, daß 
hinter einer Häufung scheinbar rein individueller Verhal -
tensweisen tatsächlich soziale Spannungen stehen. D i e 
Fluktuationsrate eines Betriebes steigt, der Krankenstand 
ist beträchtlich höher als in vergleichbaren Betrieben, die 
Unfallhäufigkeit nimmt zu — sämtlich Verhaltensweisen, 
die zunächst nur einzelne betreffen. Dennoch läßt sich nicht 
selten zeigen, daß hier Einzelne, bewußt oder unbewußt, 
für sich einen Ausweg aus einer überpersönlichen Situation 
der Spannung und des Konflikts gesucht haben. Weil es 
ihnen nicht möglich war, ihren Interessen durch Organisa-
tionen Ausdruck zu verschaffen, haben viele Einzelne die 
persönliche Konsequenz gezogen und kündigen. L. von 
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Friedeburg hat auf diese Weise unterschiedliche Fluktua-
tionsraten im Steinkohlenbergbau einleuchtend erklärt3). 

Auch die „manifesten Konflikte", die organisierten Aus-
einandersetzungen zwischen den Arbeitsniarkt-Parteien, 
nehmen innerhalb des Betriebes andere Formen an als bei 
überbetrieblichen Streitigkeiten. Zumal in Deutschland wer-
den innerbetriebliche Auseinandersetzungen in der Regel 
zwischen Betriebsrat und Management ausgetragen. Beide 
Gruppen begegnen, einander regelmäßig oder von Fall zu 
Fall, besprechen vorliegende Probleme und suchen nach 
Lösungen. Durch die Trennung der Betriebsräte von den 
Gewerkschaftsorganisationen bleiben auf diese Weise in 
Deutschland viele Gegensätze auf den betrieblichen Bereich 
beschränkt. 

Eigentliche Träger des manifesten Konfliktes sind jedoch 
heute in Deutschland wie in allen freien Ländern die großen 
organisierten Verbände der Unternehmer und der Arbeit-
nehmer1). Dabei ist zu bedenken, daß zumal die Entwicklung 
der Gewerkschaften, vom Standpunkt der ursprünglichen 
Rechtsverfassung der Industrie, ein anomales Phänomen dar-
stellt. T. H. Marsball hat in einer glänzenden Analyse5) den 
Widerspruch zwischen dem zivilrechtlichen Charakter des 
Arbeitsvertrages zwischen dem einzelnen Unternehmer und 
dem einzelnen Arbeiter und der korporativen, d. h. politi-
schen Einflußnahme der in den Gewerkschaften organisierten 
Arbeiter auf dieses Vertragsverhältnis aufgezeigt. „So hat 
das Gewerkschaftswesen ein sekundäres System industrieller 
Bürgerrechte parallel und ergänzend zu dem System politi-
scher Bürgerrechte geschaffen"6). Das historische Argument 
der Gewerkschaften im Kampf um ihre rechtliche Anerken-

3) L. von Friedeburg: Zur Fluktuation im Steinkohlenbergbau, Bundes-
arbeitsblatt Nr. 22 (1957). 

4) Ausnahmen von dieser verallgemeinernden These sind vor allem 
sogenannte .wilde Streiks", wie sie in allen Industrieländern immer 
wieder auftreten. In diesen deutet sidi oft, zumal bei größerer Häufung 
(England seit 1945!), eine beginnende Umformieruñg der Konflikt-
fronten an. 

5) In seinem Buch „Citizenship and Social Class" (Cambridge 1950); 
S. 43 f., S. 68 f. 

T. H. Marshall: a.a.O.; S. 44 
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n u n g als V e r h a n d l u n g s p a r t n e r lag in d e m H i n w e i s d a r a u f , 
d a ß die U n t e r n e h m e r als Ver tre ter ihrer U n t e r n e h m e n nicht 
in d e m s e l b e n S i n n rechtl iche I n d i v i d u e n se ien w i e d ie A r b e i -
ter. D i e A n e r k e n n u n g dieses A r g u m e n t s , d i e rechtliche Ver -
a n k e r u n g der G e w e r k s c h a f t e n ( u n d d a n n auch der U n t e r -
n e h m e r v e r b ä n d e ) ist d a n n z u m e igent l i chen A u s g a n g s p u n k t 
der noch z u e r w ä h n e n d e n „ I n s t i t u t i o n a l i s i e r u n g des K l a s -
s e n g e g e n s a t z e s " g e w o r d e n . 

Nach S tä rke und F o r m der Gewerkschaf t sorganisa t ion sind 
die einzelnen Indus t r i e länder erheblich vone inande r unterschie-
den . O b w o h l die deutsche Gewerkschaf t sbewegung nach Mi t -
g l iederzahlen (nach der englischen) zu den s tärksten gehör t , 
scheint sie an innerer Geschlossenheit (und das he iß t : fakt ischer 
S tärke) sowohl hinter der amerikanischen als auch h in te r der 
englischen zurückzustehen. Diese Tatsache ist umso erstaunlicher, 
als der A u f b a u der Gewerkschaf ten in Deutschland mit den (seit 
1945) im Deutschen Gewerkschaf t sbund (DGB) zusammenge-
faß ten 16 Indus t r iegewerkschaf ten k l a r e r ist und dahe r größere 
Sch lagkraf t ermöglichen sollte als der A u f b a u der amer ikan i -
schen oder englischen Gewerkschaf ten . Z u m a l in Eng land , w o 
1951 noch 704 Gewerkschaf ten der verschiedensten A r t ( I n d u -
s t r iegewerkschaf ten , Berufsgruppengewerkschaf ten , H a n d w e r k e r -
gewerkSchäften, örtliche Gewerkschaf ten und andere Ar ten) be-
s tanden , ist der A u f b a u de r Gewerkschaf t sbewegung uneinhei t -
lich und unübersichtlich. Dennoch zeichnet sich in allen Lände rn 
im Zuge industr ie l ler En twick lung eine Tendenz zu r Zusammen-
fassung der gewerkschaft l ichen K r a f t ab, w o f ü r der D G B in 
Deutschland, der T rades Un ion ' s Counci l ( T U C ) als Dachve r -
band, in E n g l a n d und die seit langem a n d a u e r n d e n Diskussionen 
über die je tz t e r fo lg te Vereinigung der beiden großen amer ika -
nischen G e w e r k s c h a h s v e r b ä n d e AI-ofL (Amer ican Federa t ion of 
I abor) und C I O (Congress of Indus t r ia l Qrgan iza t ions ) Zeugnis 
ablegen. 

D i e drei hier untersch iedenen F o r m e n industr ie l l er K o n -
f l ik te s ind in der W i r k l i c h k e i t k e i n e s w e g s e i n d e u t i g t r e n n -
bar. V i e l e K o n f l i k t e , d ie in fre ien G e s e l l s c h a f t e n m a n i f e s t 
w e r d e n , treten in t o t a l i t ä r e n S t a a t e n als i n f o r m e l l e o d e r u m -
ge l e i t e t e K o n f l i k t e a u f ; andererse i t s t rägt jeder i n f o r m e l l e 
u n d u m g e l e i t e t e K o n f l i k t in sich e ine T e n d e n z z u r O r g a n i -
sat ion . V ie l l e i cht l ä ß t sich d a r ü b e r h i n a u s v e r a l l g e m e i n e r n d 
sagen , d a ß jeder m a n i f e s t e K o n f l i k t d a n k der O r g a n i s a t i o n 

7 D a h r e n d o r f , I n d u s t r i e - u n d B e t r i e b s s o z i o l o g i e 
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der Beteiligten in sich eine Tendenz zur Versteinerung, da-
mit zur neuerlichen Hervorbringung informeller und umge-
leiteter Konflikte innerhalb der bestehenden Organisationen 
trägt. Jedenfalls verdient die These, die mit der Vertretung 
der Arbeiter betrauten Gewerkschafter bzw. Betriebsräte 
entfernten sich zunehmend von den Interessen, uni deren 
Wahrnehmung willen sie ihre Funktionen innehaben, Be-
achtung. Zu ihrer Unterstützung ist auf die oft geringe Be-
teiligung der Arbeiter an Gewerkschaftsversammlungen so-
wie das allgemein geringe Interesse an Gewerkschaftsange-
legenheiten verwiesen worden. Es hat indes den Anschein, 
als träfe Kritik im Sinne dieser These nur die unvermeid-
lichen Folgen der Schaffung neuer Institutionen. So wendet 
G. D. H. Cole mit Recht gegen die Folgerungen aus einer 
empirischen Untersuchung von J. Goldstein'), die geringe 
Beteiligung der Arbeiter an Gewerkschaftsangelegenheiten 
dokumentiere „Apathie" und führe zu einem „undemokra-
tischen" Regiment einer schmalen Gewerkschaftselite, ein: 
„Aber für welchen Gruppen- oder Gesellschaftstyp gilt dies 
nicht? . . . In Gewerkschaften wie in anderen Verbänden be-
steht die Demokratie darin, jedem Mitglied die Chance zu 
geben, sich aktiv zu beteiligen, wenn es das will: sie kann 
sich nicht darauf erstrecken, die aktive Teilnahme der Mehr-
zahl zu sichern, es sei denn in außergewöhnlichen Krisen-
momenten"8). Tatsächlich erweist sich vielmehr an den inner-
gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen die soziale Funk-
tion aller Konflikte — ob informell, umgeleitet oder mani-
f e s t — ¡Konflikte sind stets eine schöpferische Kraft, die ver-
steinerte soziale Verhältnisse aufzulockern und neue For-
men hervorzubringen vermag. In diesem Sinne ist die Exi-
stenz von Konflikten Beweis nicht der „Krankheit", sondern 
der Vitalität eines Betriebes und Wirtschaftssystems. 

3. G e g e n s t ä n d e i n d u s t r i e l l e r K o n f l i k t e 
Die Gegenstände industrieller Konflikte sind so vielfältig 

wie die Phantasie der an ihnen Beteiligten. Die Ablehnung 
7 ) The Government of Brit ish Trade Unions (London 1952). 
8 ) G. D. H. Cole : An Introduction to Trade Unionism (London 1953); 

S . 40/41. 
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von Vorgesetzten und M a ß n a h m e n ist schon e rwähnt wor-
den. O b w o h l man das Resultat des Hawthorne-Exper iments 
so (fchl-) interpret ieren könnte, als seien die Arbeitsbedin-
gungen fü r Industr iearbei ter vergleichsweise nebensächlich, 
haben die physischen, psychischen und sozialen Arbeitsbedin-
gungen immer eine große Rolle in Auseinandersetzungen 
auf betrieblicher und überbetrieblicher Ebene gespielt. Fra-
gen des Prestiges und der Aufstiegsmöglichkeiten bilden ins-
besondere in bürokratischen Zusammenhängen wichtige Ge-
genstände der sichtbaren oder unterschwelligen Auseinander-
setzung. Im Fabrikbereich ha t dagegen die technische Ent -
wicklung seit den Tagen der Luddi ten immer wieder Anlaß 
zu Protesten gegeben; auch heute noch stehen Arbeiter tech-
nischen Neuerungen in ihrem eigenen Bereich zwar zustim-
mend, der technischen Entwicklung allgemein jedoch höchst 
bedenklich gegenüber0). 

Der Gegenstand industrieller Konfl ikte ist keineswegs 
identisch mit ihrer Ursache. Im Grunde ist industrieller (wie 
sozialer) Konfl ikt immer eine Auseinandersetzung um Macht-
befugnisse. Es liegt dabei in der S t ruk tur der industriellen 
Situation, daß in dieser Auseinandersetzung die Arbeiter 
bzw. die Gewerkschaften stets die Verlangenden, Fordern-
den waren, die Unternehmer dagegen als Verteidiger der 
bestehenden Machts t rukturen auf t ra ten . Als manifester Ge-
genstand des industriellen Konflikts ist die Anfechtung der 
Legit imität der bestehenden Machtverteilung und die For-
derung nach ihrer Veränderung indes erst in jüngster Zeit 
hervorgetreten. Der Konfl ikt zwischen Unternehmern und 
Arbeitern t ra t (und t r i t t auch heute noch) vorwiegend als 
Lohnkonfl ikt in Erscheinung. Doch darf dieser sichtbare 
Ausdruck der in der Industr ie vorwal tenden Gegensätze 
ebensowenig wie die übrigen Gegenstände des Konflikts mit 
deren eigentliche Ursache verwechselt werden. „Der Schlüs-
sel zu diesem Rätsel ist, daß der Lohntar i f eher das t radi -
tionelle Symbol fü r den eigentlichen Konfl ikt als dessen Ge-
genstand selbst ist. Das zugrundeliegende Problem ist der 

Vgl . den Abschni t t v o n E. A. J ü r e s in H, Popitz und M i t a r b e i t e r : 
Das Gese l l schaf t sb i ld des A r b e i t e r s (Tübingen 1957). 

7» 
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Konfl ik t zwischen der Auffassung des Unternehmens vom 
Lohn als Kosten und der des Arbeiters vom Lohn als Ein-
kommen. Der wirkliche St re i tpunkt ist also nicht im eigent-
lichen Sinn ein ökonomischer, sondern einer der N a t u r und 
Funkt ion des Lohns: Soll das Bedürfnis des Unternehmens 
oder das des Arbei tnehmers die Grundlage für die Bestim-
mung der Funkt ion des Lohns abgeben?" (P. F. Druckcru'). 

Der Symbolcharakter des Lohnkonflikts läßt sich an den 
gewerkschaftlichen Begründungen ihrer Lohnforderungen 
ablesen. Eine solche Analyse of fenbar t auch den Wande l im 
Gegenstand des Konfliktes, der sich in allen Industriegesell-
schaften mit zunehmender industrieller Entwicklung voll-
zieht. In der Frühzei t der Industr ie liegt den Lohnforderun-
gen der Arbeiter zumeist das elementare Verlangen nach 
Sicherung eines materiellen Mindests tandards zugrunde. Das 
„Bürgerrecht auf das Exis tenzminimum" (T. II. Marsball) 
steht im Mi t te lpunkt industriellen Kampfes . In einer zwei-
ten Phase unterstützen die Gewerkschaften ihre Lohnforde-
rungen vor allem mit dem Hinweis auf die o f t an einem 
zahlenmäßigen Index gemessenen Lebenshaltungskosten. 
Lohnerhöhungen werden auf G r u n d steigender Indexzahlen 
geforder t , während sinkende Lebenshaltungskosten gewöhn-
lich nicht als Grund fü r Lohnsenkungen anerkann t werden. 
Der diesen manifesten Interessen zugrundeliegende Konfl ikt 
geht um das Recht der Arbeiter auf Sicherung ihrer einmal 
gewonnenen Position. Ein neues Argument taucht schließlich 
in einer dri t ten Phase in den Lohnforderungen der Gewerk-
schaften auf : die Forderung, bei guter Geschäftslage oder 
gesteigerter P roduk t iv i t ä t an den Unternehmensprof i ten 
durch Lohnerhöhungen beteiligt zu werden. In dieser For-
derung drückt sich das Verlangen nach Anerkennung des auch 
di rekt angemeldeten Rechtes auf Mitbest immung, auf Insti-
tutionalisierung der Tei lhabe der Arbei tnehmer an den Ge-
schicken des Betriebes und Unternehmens aus. 

Es ist deutlich, daß die den sich wandelnden Argumen-
tat ionen im Lohnkonfl ik t zugrundeliegenden Veränderun-
gen im Gegenstand industrieller Auseinandersetzungen nur 

10) The New Society (New York 1950); S. 76. 
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Teil einer gesamtgesellschaftlichen Entwicklung in Richtung 
auf die ständige Erwei terung der Gleichheitsrechte aller Bür-
ger sind. Allgemein politische und spezifisch industrielle 
Wandlungen wirken hier ständig aufe inander ein. So l äu f t 
denn auch der Wande l in den Ausdrucksformen des indu-
striellen Konfliktes, eben jene Bewegung zur Inst i tut ionali-
sierung des Klassengegensatzes, parallel zum Wande l der 
Gegenstände dieses Konfliktes und der Demokrat is ierung 
der Gesamtgesellschaft. 

4. I n d u s t r i e l l e B e z i e h u n g e n 

a) Die Dimensionen industrieller Konflikte 

Das radikalste Mittel zur Durchsetzung gewerkschaftlicher 
Forderungen w a r stets und ist nach wie vor der Streik, die 
Arbeitsniederlegung durch die Arbei tnehmer. Gegenüber 
dem Streik ist die entsprechende M a ß n a h m e der Unte rneh-
mer, die Aussperrung (lockout) der Arbeiter in der Regel 
schon da rum wirkungsloser, weil die Unte rnehmer nur in 
seltenen Fällen ihrerseits Forderungen durchzusetzen bemüht 
sind, die Aussperrung als P räven t iv -Maßnahme also ge-
wöhnlich nur aufschiebende W i r k u n g hat . Tatsächlich sind 
Aussperrung und Streik zudem o f t schwer unterscheidbar. 
Neben Streik und Aussperrung kennen sowohl die Arbeiter 
als auch die Unternehmer noch eine Reihe anderer Mit tel des 
industriellen Kampfes wie Streikdrohungen, Bremsen der 
Arbeit (go-slow), Sabotage usw. auf Seiten der Arbeiter , 
Verbot gewerkschaftlicher Agita t ion, Entlassung Einzelner 
usw. auf Seiten der Unternehmer . 

W. E. Moores auf die Vereinigten Staaten bezogene Be-
merkung gilt auch für alle anderen Indust r ie länder : „Die 
größte Annäherung an den Bürgerkrieg, die unsere N a t i o n 
sich er laubt , findet sich in der Gewal t oder angedrohten Ge-
wal t , die hin und wieder im Bereich der indus t r ie l len Bezie-
hungen' erscheint"11). Doch ist der industrielle Konfl ikt kei-
neswegs notwendig gewaltsam. Vielmehr soll der Begriff hier 

" ) W. E. Moore: a a O ; S. 389. 
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so verstanden werden, daß er auch geregelte Verhandlungen 
zwischen den Parteien noch einschließt. Es läßt sich eine Skala 
der Gewaltsamkeit von Auseinandersetzungen konstruieren, 
die von den bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen 
zwischen Unternehmern und Arbeitern etwa im Chicago der 
frühen 30er Jahre bis zu höflichen Gesprächen unter wohl-
gekleideten Männern bei einem Glase Bier reicht. 

Konflikte unterscheiden sich nicht im Hinblick auf ihre 
Gewaltsamkeit, sondern auch in ihrer Intensität. Eine der 
wichtigsten Wandlungen der letzten 100 Jahre liegt sicher 
darin, daß für Arbeiter heute von industriellen Konflikten 
nicht mehr so viel abhängt wie früher. Die Energie, die in 
Auseinandersetzungen um Lohnfragen, Arbeitsbedingungen 
und Probleme der Betriebsverfassung investiert wird, ist 
geringer geworden; die Kosten der Niederlage sind für beide 
Beteiligten gesunken. 

Allerdings muß weder die Entwicklung der Gewaltsam-
keit noch die der Intensität industrieller Konflikte gerad-
linig verlaufen; neue Verschärfungen sind in jedem Lande 
möglich. Das Hauptinteresse der Soziologie in diesem Be-
reich liegt daher auf den Bedingungen, unter denen indu-
strielle Konflikte mehr oder minder gewaltsam, mehr oder 
minder intensiv werden. Sieht man von den aus der Gesell-
schaft in den industriellen Bereich hineinwirkenden Fakto-
ren ab, so spielt hier vor allem zweierlei, die Regelung der 
Konflikte und die Betriebsverfassung, eine Rolle. 

b) Die Regelung industrieller Konflikte 

Mit der Organisation der beteiligten Parteien ist in der 
Regel schon ein erster Schritt zur Milderung industrieller 
Konflikte getan; jedenfalls lassen organisierte Konflikte sich 
leichter regeln als nichtorganisierte. Doch hat die erfolgreiche 
Regelung industrieller Konflikte eine Reihe von Vorausset-
zungen, die sich nur sehr langsam bei den Beteiligten durch-
gesetzt haben und noch heute nicht selten verletzt werden. 
Man könnte diese Voraussetzungen als Prinzipien der indu-
striellen Beziehungen bezeichnen: (1) Industrielle Konflikte 
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lassen sich nicht ein für allemal beseitigen; es ist daher wich-
tig, daß die Notwendigkeit und der Sinn der Konflikte von 
den Beteiligten erkannt und anerkannt werden. (2) Während 
die bestimmten Gegenstände einzelner Konflikte gelöst wer-
den können, liegen die letzten Ursachen der Konflikte in 
unwandelbaren Strukturelementen des Betriebes; jede Rege-
lung von Konflikten muß sich, daher unter Hinnahme der 
bleibenden Ursachen auf die Ausdrucksformen von Konflik-
ten konzentrieren. (3) Dabei ist wichtigste Voraussetzung 
der Milderung dieser Ausdrucksformen, daß die Konflikte in 
verbindlicher Weise kanalisiert, also aus dem Stadium des 
„Partisanenkrieges" herausgeführt werden. (4) Dies geschieht 
in der Regel dadurch, daß die Beteiligten sidi auf gewisse 
Spielregeln des Verkehrs einigen, die der gewaltsamen Aus-
einandersetzung einen Riegel friedlicher Verhandlungen 
vorschieben. 

Diese Prinzipien der industriellen Beziehungen sind weit-
gehend eine nachträgliche Formulierung der Grundlagen je-
ner Entwicklung der letzten Jahrzehnte, die Tb. Geiger mit 
Recht als eine „Institutionalisierung des Klassengegensatzes" 
beschrieben hat. Seit langem schon gibt es eine Reihe von 
Institutionen, die zwischen den Parteien vermitteln und da-
mit Konflikte entschärfen. Hier sind an erster Stelle die ver-
schiedenen Institutionen der Kollektivverhandlung („con-
ciliation") zu nennen, die in allen Industrieländern bestehen. 
Vertreter der Unternehmer und der Gewerkschaften bzw. 
im Betrieb des Management und des Betriebsrates treffen 
sich zu Verhandlungen und suchen meist einstimmige Ent-
scheidungen. Scheitern solche Verhandlungen, dann bietet 
sich zunächst die Möglichkeit der Vermittlung („mediation") 
durch einen neutralen Dritten, der auf Grund einer Über-
einkunft der Betroffenen hinzugezogen und um Rat befragt 
wird. Obwohl der Vermittler keinerlei formelle Autorität 
hat, vermag er of t (wie C. Kerr eindrucksvoll gezeigt hat12) 
eine verfahrene Situation durch neue Ideen und Vorschläge 
zu klären. Wo an Stelle der Vermittlung oder nach ihrem 

1 2) C. Ke r r : Indus t r i a l Confl ic t a n d Its Med ia t ion , A m e r i c a n J o u r n a l 
of Soc io logy 60 (1954). 
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Scheitern ein System der Schlichtung ( „ a r b i t r a t i o n " ) bemüh t 
wi rd , sind die Par te ien schon s tä rker gebunden ; no rma le r -
weise ist e n t w e d e r die H e r a n z i e h u n g eines Schlichters oder 
die A n n a h m e seiner Entscheidung verbindl ich. D ie Z w a n g s -
schlichtung al lerdings, zu der die Par te ien e t w a durch Ge-
setze gezwungen werden , ist k a u m noch ein sinnvolles In -
s t rument der Regelung von Konf l ik ten . Auch bei der Schlich-
tung schon wächst der E r f o l g in dem M a ß e , in dem der 
Schlichter v o n staatl ichen Ins t anzen unabhäng ig ist und 
seine A u f g a b e „poli t isch" (im Gegensatz zu „jurist isch") 
ve r s t eh t " ) . 

Während die Funktion der vermittelnden Institutionen d j s 
industriellen Konflikts in allen entwickelten Industriegcsell-
schaften die gleiche ist, weist die Arbeitsverfassung verschiedener 
Länder im einzelnen bezeichnende Unterschiede auf. Diese gehen 
zum Teil auf den unterschiedlichen Aufbau der Gewerkschaften 
und die unterschiedliche Rolle des Staates, zum Teil aber auch auf 
unterschiedliche „sozialethische" Einstellungen und Wertsetzungen 
zurück. So ist für Deutschland, im Gegensatz zu Großbritannien 
und den Vereinigten Staaten, das Fehlen im eigentlichen Sinn 
„industrieller", d. h. über den Einzelbetrieb hinausgehender und 
doch im R.ahmen der Industrie gehaltener Beziehungen zwischen 
Unternehmern und Arbeitern kennzeichnend. Hier „werden viele 
der Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf 
der Basis gegenseitiger Verständigung geregelt, ohne daß dies 
irgendwo schriftlich niedergelegt wird, viele andere Verhältnisse 
werden vorzugsweise durch Gesetz und weniger durch kollektive 
Verträge festgelegt" ( W . H. McPhcrson1*). Die Tatsadie, daß die 
deutschen Betriebsräte, im Gegensatz etwa zu den „shop stew-
ards" in England und den „stewards" in den USA, „keine orga-
nische Verbindung zu den Gewerkschaften", haben15), entspricht 
dem Fehlen einer gewerkschaftlich-unternehmerischen Zwischen-
cbene (der Ebene des „collective bargaining" in England und 
den USA) zwischen Einzelbetrieb und Gesamtgesellschaft in 

13) Vgl. dazu D. Lockwood: Arbitration and Industrial Conflict, British 
Journal of Sociology VI (1955). 

M) Betrachtungen zur deutschen Arbeitsverfassung; in: H. D. Ortlieb 
und H. Schelsky (Hg.): Wege zum sozialen Frieden (Stuttgart-Düsseldorf 
1954); S. 69. 

35) w . H. McPherson: a.a.O., S. 64. 
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D e u t s c h l a n d . M a n h a t d a h e r v o n e i n e r „ s y n d i k a l i s t i s c h e n " T e n -
d e n z d e r d e u t s c h e n A r b e i t s v e r f a s s u n g g e s p r o c h e n " ' ) . 

Auch aas beste System der Regelung von Konflikten kann 
das Auftreten gewaltsamer Auseinandersetzungen wahr-
scheinlich nicht ganz verhindern. Die Rede von einer „indu-
striellen Demokrat ie" ist ja in mehr als einer Hinsicht un-
genau: Das politische Widerspiel von Regierung und Oppo-
sition beruht auf der Annahme, daß durch Wahlen die Ro l -
len vertauscht werden können; daher sind im politischen Be-
reich Mehrheitsbeschlüsse möglich und Revolutionen und 
Bürgerkriege prinzipiell unnötig. In der Industrie dagegen 
besteht die Annahme des Rollentausches nicht; „Regierung" 
und „Opposition" liegen weitgehend fest; Mehrheitsbeschlüsse 
sind unmöglich; es bleibt nicht aus, daß alle Vermittlungs-
und Regelungsinstitutionen gelegentlich scheitern. Doch ver-
mag ein wohldurchdachtes System der Regelung von K o n -
flikten deren Gewaltsamkeit und auch Intensität sehr ein-
zuschränken. 

c) Die Betriebsverfassung 
Uber die Schaffung von Institutionen zur Regelung von 

Konflikten hinaus sind in vielen Ländern seit langem schon 
Versuche unternommen worden, durch Veränderung der Be-
triebsstruktur in die Konflikte einzugreifen. Diese Versuche 
waren jedoch nur zum Tei l erfolgreich, weil sie häufig die 
notwendigen Funktionsbedingungen industrieller Betriebe 
außer Acht gelassen und utopische Programme zu verwirk-
lichen gesucht haben. Das letztere gilt insbesondere für alle 
Versuche, Konflikte durch Veränderungen der Betriebsver-
fassung „an der Wurzel zu packen" und „von der Ursache 
her auszuräumen" — Versuche, die vor allem mit dem Räte-
gedanken seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts verknüpft 
sind. 

Die Variationsmöglichkeiten der Betriebsverfassung sind 
groß; doch muß bezweifelt werden, ob sie wirklich von der 
„einseitigen" Herrschaft der Arbeitnehmer (!) bis zur „völli-

l ß ) So G. Briefs in seinem Buch „Zwischen Kapitalismus und Syndika-
lismus" (Mühdien 1952). 



106 Betriebliche und industrielle Konflikte 

gen Zweiseitigkeit" der Herrschaft (O. Neuloh1') reichen. 
Wahrscheinlich sind beide Vorstellungen nur Beispiele für 
Management-Ideologien (um mit Bendix zu sprechen18), 
d. h. Versuche der Rechtfertigung der prinzipiell unantast-
baren Strukturtatsache, daß es stets einige gibt, die herrschen. 
Dcch lassen sich realistisch mindestens die beiden kontra-
stierenden Ideaitypen der absoluten und der konstitutionel-
len Herrschaft im Betrieb unterscheiden: Während bei der 
ersteren der oder die Eigentümer/Unternehmer (ob Privat-
leute oder staatliche Instanzen) in ihren Entscheidungen un-
gebunden sind, besteht bei der letzteren eine klare Bindung 
der Leitung an die Untergebenen, eine o f t quasi verfassungs-
mäßig niedergelegte wechselseitige Abhängigkeit . Vielleicht 
darf man von einer Tendenz zur Ausbreitung des konsti-
tutionellen T y p s der betrieblichen Herrschaft sprechen. 

Unter dem Aspekt der Betriebsverfassung ist sowohl das 
deutsche System der Betriebsräte als auch vor allem die so j 

genannte Mitbestimmung hödist problematisch. Die Betriebsräte 
waren von Anfang an mit der Zwitterrolle belastet, einerseits 
die „Wahrnehmung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen 
der Arbeitnehmer . . . dem Arbeitgeber gegenüber" und anderer-
seits die „Unterstützung des Arbeitgebers in der Erfüllung der 
Betriebszwecke" leisten zu müssen19). Bei der Mitbestimmung 
liegt es. vor allem für den Arbeitsdirektor, noch sdilimmer; hier 
wird einem Mitglied des Management strukturwidrig die Auf-
gabe der Vertretung von Arbeitnehmerinteressen zugeschrieben. 
In beiden Fällen müssen die Träger der Positionen einer Seite 
ungerecht werden — und in beiden Fällen bedeutet dies, daß 
Einrichtungen, die,zur Milderung der Konflikte gesdiaffen wur-
den, tatsächlich neue Konflikte hervorrufen. 

Das gleiche gilt auch für alle anderen Formen der „Beteiligung 
der Arbeitnehmer an der Leitung von Unternehmen", wie sie 
etwa in Jugoslawien, Polen, Israel und anderen Ländern ent-
wickelt worden sind, sowie für die in Unternehmerkreisen viel-
diskutierte „Partnerschaft", insoweit in dieser ein Rezept der 
Betriebsverfassung gesehen wird. Was immer genossenschaftliche 

17} So O. Neuloh: Die deutsche Betriebsverfassung und ihre Sozial-
formen (Tübingen 1957). 

18) Vgl. R. Bendix: Herrschaft und Industriearbeit (Frankfurt 1960). 
, 8 I Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920, § 1. 
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Formen der Unternehmensverfassung leisten mögen, sie verän-
dern die Strukturbedingungen des industriellen Konfliktes nicht. 
Da solche Formen aber häufig als Patentlösung angeboten wer-
den, ist ihre Wirkung o f t das Gegenteil ihrer Absicht — eine 
Verschärfung der Konflikte2 0). 

Ansatzpunkte zur Durchsetzung einer konstitutionellen 
Herrschaft im Betrieb dürfen etwa in den folgenden Ten -
denzen gesehen werden: Durch Einschaltung eines angestell-
ten Management zwischen Eigentümer und Arbeitnehmer 
tr i t t ein Prozeß der Versachlichung ein; von Betriebsver-
sammlungen bis zu regelmäßigen Vorstandssitzungen mit 
dem Betriebsrat entstehen vielfältige Verhandlungskörper-
schaften im Betrieb; die Zugehörigkeit von Arbeitnehmer-
Vertretern zum Aufsichtsrat verändert zwar dessen Funk-
tionen, schafft aber ebenfalls eine Verhandlungskörperschaft ; 
in repräsentativ-demokratischen Staaten dringt auch in die 
Betriebe der Respekt vor den gleichen Bürgerrechten aller; 
u. a. m. Man könnte all diese Tendenzen auch als eine all-
mähliche Verwandlung von Macht in Herrschaft , von un-
umschränkter Befehlsgewalt zu sachlich und personell be-
grenzter Anordnungsbefugnis beschreiben. Es liegt auf der 
H a n d , daß eine solche Entwicklung der Betriebsverfassung 
zur Milderung der Gewaltsamkeit und Intensität industriel-
ler Konflikte beizutragen vermag. 

VI. Zur Soziologie der industriellen Arbeit 

1. D i e S i t u a t i o n d e s I n d u s t r i e a r b e i t e r s 
( „ O b j e k t i v e F a k t o r e n " ) 

Der spezifisch soziologische Ansatz zur Erforschung der 
Industrie und des Industriebetriebes liegt in der Konzentra-
tion auf die Strukturen sozialer Rollen und des Verhaltens 
der Menschen auf Grund der ihnen zugeordneten Rollen. 
Durch diesen Ansatz ist die industrielle Betriebssoziologie 
von den übrigen Arbeitswissenschaften klar geschieden. N u r 
in einem Fragenbereich ist eine solche Scheidung ohne Ge-

2 0) Vgl. dazu d a s S o n d e r h e f t de r Zei tschr i f t A r d i i v e s in the Soc io logy 
of C o o p e r a t i o n ü b e r M i t b e s t i m m u n g (1958). 


